
3. Abschnitt 
Der Bund, die Länder und 
die Kommunaiautonomie

Artikel 47

(1) Die verfassungsmäßige Ordnung in den Ländern muß den 
Grundsätzen des demokratischen und sozialen Rechtsstaates 
entsprechen.

(2) Den Ländern steht die Wahrnehmung der staatlichen Aufga­
ben zu, soweit sie nicht durch diese Verfassung dem Bund oder 
den Trägern der Kommunalautonomie zugewiesen sind.

Artikel 48

(1) Bundesrecht bricht Landesrecht.

(2) Verletzt ein Land die ihm nach der Verfassung oder einem 
anderen Gesetz des Bundes obliegenden Pflichten, so kann die 
Regierung mit Zustimmung der Länderkammer die notwendigen 
Maßnahmen treffen, um das Land zur Erfüllung seiner Pflichten 
anzuhalten. Die Regierung oder die Beauftragten haben dazu 
das Weisungsrecht gegenüber dem Land und seinen Behörden.

(3) Die innerhalb des Bundes geübte Rechts- und Amtshilfe wird 
auch den Ländern, die innerhalb eines Landes geübte Rechts­
und Amtshilfe wird auch anderen Ländern und dem Bund ge­
währt.

Artikel 49

(1) Die Pflege der Beziehungen zu auswärtigen Staaten und zur 
Bundesrepublik Deutschland ist Sache des Bundes.

(2) Verträge und Vereinbarungen mit auswärtigen Staaten oder 
mit der Bundesrepublik Deutschland, die die Zuständigkeiten 
der Länder berühren, bedürfen der Zustimmung der Länderkam­
mer. Vor dem Abschluß eines Vertrages oder einer Vereinbarung, 
die die besonderen Verhältnisse eines Landes berühren, ist das
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